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Einladung 

Sehr geehrte Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 
 

Gerne laden wir Sie zu den Gemeindeversammlungen der politischen Gemeinde ein und freuen 
uns, wenn Sie von Ihrem demokratischen Recht zur Mitgestaltung unserer Gemeinde möglichst 

zahlreich Gebrauch machen.  
 
Dabei stehen die Mitglieder des Gemeinderats gerne für allgemeine Fragen oder Anregungen zur 

Verfügung.  
 

Freundliche Grüsse  
 
Gemeinderat  

 
 

Hinweise Aktenauflage  

Beachten Sie bitte die nachfolgenden Anträge und Berichte des Gemeinderats. Die detaillierten 
Akten liegen ab 13. November 2023 während der Öffnungszeiten im Gemeindehaus bei der Abtei-

lung Präsidiales (1. Stock) zur Einsicht auf.  
 

 

Stimmrecht  

In Angelegenheiten der politischen Gemeinde sind alle in Maur niedergelassenen Schweizerinnen 

und Schweizer stimmberechtigt, welche das 18. Altersjahr zurückgelegt haben. Die Niederlassung 
beginnt mit der Abgabe der Ausweisschriften.  

 
 

Anfragerecht nach § 17 Gemeindegesetz  

Gemäss § 17 des Gemeindegesetzes hat jede stimmberechtigte Person das Recht, eine Anfrage 
an die zuständige Gemeindevorsteherschaft zu stellen, die an der Gemeindeversammlung zu be-

antworten ist. Die Anfrage muss eine Angelegenheit der Gemeinde betreffen und von allgemeinem 
Interesse sein sowie vor der Gemeindeversammlung schriftlich bei der Gemeindevorsteherschaft 

eingereicht werden. Die Anfrage wird dann an der Gemeindeversammlung beantwortet.  
 
Anfragen, die spätestens zehn Arbeitstage vor der Gemeindeversammlung eingereicht werden, 

beantwortet die Gemeindevorsteherschaft der/dem fragestellenden Stimmberechtigten spätestens 
einen Tag vor der Gemeindeversammlung schriftlich. Der Tag, an dem die Gemeindeversammlung 

stattfindet, wird dabei nicht mitgezählt. Massgebend ist das Datum des Eingangs bei der Gemein-
devorsteherschaft.  
 

Der oder die fragestellende Stimmberechtigte hat das Recht auf eine Stellungnahme. Es findet 
keine Beratung und Beschlussfassung über die Antwort statt. Die Gemeindeversammlung kann 

aber beschliessen, dass eine Diskussion stattfindet.   
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1 Genehmigung Budget und Steuerfuss 2024 

1 Antrag des Gemeinderats 

1. Das Budget 2024 der politischen Gemeinde wird genehmigt.  
 

2. Der Steuerfuss wird auf 85 % (Vorjahr 85 %) des einfachen Gemeindesteuerertrags festge-
setzt. 

2 Antrag der Rechnungsprüfungskommission 

Die Rechnungsprüfungskommission hat das Budget 2024 geprüft und hat sich zusätzlich anläss-

lich eines Treffens mit dem Finanzvorstand und dem Leiter Finanzen über die Eckpfeiler und In-
halte des Budgets 2024 informiert. 
 

Trotz einem Anstieg der Steuereinnahmen (vor allem aufgrund der Grundstückgewinnsteuern so-
wie von Steuern aus den Vorjahren) gegenüber dem Vorjahr fällt das geplante Ergebnis für das 

kommende Jahr 2024 schlechter aus, als in den Vorjahren. Dies hat diverse Gründe und die Rech-
nungsprüfungskommission geht im Folgenden auf die grössten Aufwandpositionen ein: 
 

Mit einem Anstieg von 1.77 Mio. steigt der Personalaufwand um 11.1 % gegenüber dem Vorjahr. 
Dies einerseits, weil mit mehr Personal geplant wird (unter anderem die Aufstockung der Schulas-

sistenz), andererseits fällt die Lohnerhöhung gemäss Vorgabe des Kantons wiederholt signifikant 
aus. Da der Gemeinderat bezüglich der Lohnerhöhungen keinen Handlungsspielraum hat, regt die 
RPK an, dass der Gemeinderat den Fokus auf die Effizienz der Prozesse (z. B. via Digitalisierung 

und regelmässige Leistungsüberprüfungen) und somit auf die Stagnation des Personalwachstums 
legt. Sie nimmt erfreut zur Kenntnis, dass seitens der Gemeinde bereits diverse Anstrengungen 

unternommen wurden, die Prozesse effizienter zu gestalten und sich diese auch bereits im Budget 
2024 niederschlagen (Internalisierung gewisser Arbeiten in der Abteilung Hochbau). 
 

Im Sachaufwand (Erhöhung um 1.75 Mio, + 11.9 %) fallen diverse parallel geplante Machbarkeits-
studien auf, die zur Aufwanderhöhung beitragen. Der Gemeinderat begründet dies damit, dass 

diese Machbarkeitsstudien für die Priorisierung der Investitionen im Liegenschaftbereich benötigt 
werden und es daher sinnvoll ist, wenn die Ergebnisse gleichzeitig vorliegen. Die RPK erachtet 
diese Häufung als unglücklich, anerkennt aber, dass dies aufgrund der Versäumnisse in der Ver-

gangenheit nicht vermeidbar ist. 
 

Weitere Kostensteigerungen sind im Bereich der Flüchtlingshilfe/Migration zu erkennen, diese wer-
den aber zum Teil vom Kanton vergütet. 

 
Die langfristige Finanzplanung zeigt eine gestiegene Verschuldung im 2030 im Vergleich mit der 
Berechnung aus dem Vorjahr, dies ist aber nur eine temporäre Überschreitung und hängt damit 

zusammen, dass die Investitionen wie erwähnt noch nicht final priorisiert worden sind. Aufgrund 
der bekannten Verschiebungen (Loorenprojekt, Bevölkerungsschutzgebäude) fallen einerseits 

diese Projekte aufgrund der Teuerung sowie der Überarbeitung der Projekte teurer aus, anderer-
seits kommt es nun zu einer Ballung der Investitionen, welche die Verschuldung zeitweise unter 
die gesetzte Verschuldungsgrenze bringt, die sich aber am Ende der Planungsperiode wieder in-

nerhalb des Zielwertes bewegt. Die RPK begrüsst das Vorgehen des Gemeinderats bezüglich Pri-
orisierung der Projekte, um damit die Langfristplanung zu optimieren. Aufgrund dieser Tatsachen 

erachtet die RPK die Beibehaltung des Steuersatzes als angemessen, obschon das Resultat des 
Budget 2024 negativ ist. 
 

Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, das Budget 2024 so-
wie den Steuerfuss von 85 % zu genehmigen. 

3 Das Wesentliche in Kürze 

Das Defizit im Budget 2024 steigt gegenüber dem Vorjahresbudget um CHF 2,96 Mio. auf 
CHF 5,59 Mio. Der Cashflow sinkt dabei von CHF 6,24 Mio. im Vorjahresbudget auf CHF 3,03 Mio. 

im vorliegenden Budget für das Jahr 2024. Dieser Wert liegt deutlich unter dem langfristigen 
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Zielwert von mindestens CHF 9 Mio. gemäss finanzpolitischer Zielsetzung. Aufgrund der im 

Budget 2024 enthaltenen ausserordentlichen Aufwendungen und vor dem Hintergrund der beste-
henden Reserven kann das Budget dennoch mit unverändertem Steuerfuss von 85 % zur Ab-

nahme vorgelegt werden. 
 

Die ordentlichen Gemeindesteuern sind im Budget 2024 mit CHF 49,12 Mio. eingesetzt und liegen 
gegenüber dem Vorjahresbudget um CHF 2,83 Mio. höher. Sie erreichen damit unter Berücksichti-
gung der vorgenommenen Steuerfusssenkung praktisch das Niveau des Spitzenresultats aus dem 

letzten abgeschlossenen Rechnungsjahr 2022 (CHF 50,22 Mio.). Der Ertrag aus Grundstückge-
winnsteuern wird aufgrund der guten Ergebnisse der Vorjahre offensiv mit CHF 7 Mio. (Vorjahr 

CHF 6 Mio.) budgetiert. Die Zunahme der Steuererträge gegenüber dem Vorjahresbudget führt zu 
einem prognostizierten Anstieg der Ablieferung an den Finanzausgleich (Ressourcenausgleich) um 
CHF 2,17 Mio.  

 
Der Gesamt-Nettoaufwand aller Aufgabenbereiche steigt gegenüber dem Vorjahresbudget um 

CHF 4,93 Mio., berücksichtigt man den darin enthaltenen Rückgang der Abschreibungen  
(- CHF 0,60 Mio.) und die Veränderung der Spezialfinanzierung (+ CHF 0,34 Mio.), so ergibt sich 
ein effektives Ausgabenwachstum von netto CHF 5,19 Mio. 

 
Über alle Aufgabenbereiche gesehen steigen der Personalaufwand um CHF 1,77 Mio. (+ 11,1 %) 

und der Sachaufwand um CHF 1,75 Mio. (+ 11,9 %), während der Transferaufwand um CHF 6,04 
Mio. (+ 17,7 %) steigt. Hauptkostentreiber bilden bei den Besoldungen der Teuerungsausgleich 
und neu geschaffene bzw. neu vorgesehene Stellen, beim Sachaufwand die Dienstleistungen Drit-

ter, Planungs- und Beratungsaufwendungen sowie die Unterhaltsaufwendungen. Beim Transfer-
aufwand stellt der Anstieg der Ablieferung in den Finanzausgleich den grössten Einzelposten dar. 

 
Den Ausgaben für Investitionen im Verwaltungsvermögen von CHF 7,53 Mio. stehen Einnahmen 

von CHF 2,06 Mio. gegenüber, was zu Nettoinvestitionen von CHF 5,47 Mio. (Vorjahr CHF 15,45 
Mio.) führt. Diese können durch den Cashflow von CHF 3,03 Mio. zu 55 % selbst finanziert wer-
den. Es resultiert ein Finanzierungsfehlbetrag von CHF 2,44 Mio. Die budgetierten Ausgaben für 

Investitionen im Finanzvermögen belaufen sich auf CHF 0,32 Mio. 
 

Ausgehend von einem Bilanzüberschuss von rund CHF 212 Mio. per Ende 2022 sinkt dieser ge-
mäss überarbeiteter Finanz- und Aufgabenplanung per Ende 2024 auf rund CHF 205 Mio. Das 
Nettovermögen bleibt im gleichen Zeitraum auf dem Niveau von etwa CHF 85 Mio. konstant.  

 
Der Gemeinderat hat sich für die laufende Legislatur ambitionierte Ziele gesetzt. Gleichzeitig ver-

langsamt sich die Investitionstätigkeit vorübergehend durch den vorzeitigen Abbruch des Looren-
projekts, welchem die Gemeindeversammlung im vergangenen Juni zugestimmt hat sowie durch 
die Überarbeitungsphase beim Bevölkerungsschutzgebäude. Neue grössere Projekte im Hochbau 

sind noch nicht ausführungsreif. Im Gegenzug werden im vorliegenden Budget nun grosse An-
strengungen darauf gerichtet, diverse Entscheidungsgrundlagen zu erarbeiten und Vorstudien zu 

erstellen. Gleichzeitig ist dem Unterhalt der Infrastruktur starke Beachtung zu schenken. Es wird 
davon ausgegangen, dass ein erheblicher Teil dieser ausserordentlichen Aufwendungen im Folge-
jahr wegfallen. 

 
Die überarbeitete Finanz- und Aufgabenplan zeigt auf, dass die finanzpolitischen Zielsetzungen 

mittelfristig, d.h. zum Ende der fünfjährigen Planungsperiode, eingehalten werden können. Zum 
Ende der fünfzehnjährigen Langfristplanung können die finanzpolitischen Ziele ebenfalls eingehal-
ten werden, jedoch wird die Verschuldungsgrenze voraussichtlich zeitweise deutlich überschritten. 

Schulpflege und Gemeinderat setzen sich bereits mit den Herausforderungen auseinander und 
werden nach Vorliegen der Planungs- und Entscheidungsgrundlagen eine Priorisierung der Vorha-

ben vornehmen. 
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4 Erfolgsrechnung 

Steuererträge und Ressourcenabschöpfung 

Die politische Gemeinde hat ihren Steuerfuss mit dem Vorjahresbudget 2023 um zwei Prozent-

punkte auf 85 % gesenkt. Der Gemeinderat beantragt für das Budget 2024 einen unveränderten 
Steuerfuss von 85 %. Aufgrund der guten Entwicklung in den Vorjahren können die Steuern des 

Rechnungsjahrs um CHF 0,43 Mio. höher eingesetzt werden, die Steuern aus früheren Jahren um 
CHF 2 Mio. höher. Die passiven Steuerausscheidungen (Mittelabfluss) werden um CHF 0,40 Mio. 
tiefer budgetiert, was insgesamt zu einer Zunahme der budgetierten Gemeindesteuerträge um 

CHF 2,83 Mio. führt.  
 

Gesamthaft erreichen die ordentlichen Gemeindesteuererträge im Budget 2024 den Betrag von 
CHF 49,12 Mio. Sie erreichen damit unter Berücksichtigung der vorgenommenen Steuerfusssen-
kung praktisch das Niveau des Spitzenresultats aus dem letzten abgeschlossenen Rechnungsjahr 

2022 (CHF 50,22 Mio.). Der Ertrag aus Grundstückgewinnsteuern wird aufgrund der guten Ergeb-
nisse der Vorjahre offensiv mit CHF 7 Mio. (Vorjahr CHF 6 Mio.) budgetiert. Die Zunahme der 

Steuererträge gegenüber dem Vorjahresbudget führt zu einem prognostizierten Anstieg der Ablie-
ferung an den Finanzausgleich (Ressourcenabschöpfung) um CHF 2,17 Mio.  
 

Entwicklung nach Sachgruppen 

Der Zusammenzug der Erfolgsrechnung nach Sachgruppen (Artengliederung) zeigt, dass der Per-

sonalaufwand gegenüber dem Vorjahresbudget um CHF 1,77 Mio. oder 11,1 % auf CHF 17,66 
Mio. steigt, was zum einen auf den vom Regierungsrat beschlossenen Teuerungsausgleich auf 
den Besoldungen, zum anderen auf beschlossene Erhöhungen des Stellenplans des Verwaltungs- 

und Betriebspersonals sowie die geplante Einführung von Schulassistenzen zurückgeht.  
 

Der Sach- und übrige Betriebsaufwand steigt um rund CHF 1,75 Mio. oder 11,9 % auf CHF 16,39 
Mio. Am stärksten steigen hier die Ausgaben für Dienstleistungen Dritter, Planungen und Projektie-

rungen, externe Beratungen und Studien, Unterhalt von Geräten, Umgebungen, Hoch- und Tief-
bauten sowie Mieten. 
 

Unter dem Transferaufwand werden die verschiedensten Mitteltransfers von der Gemeinde an an-
dere öffentliche Institutionen, private Unternehmen und Institutionen sowie Privathaushalte ver-

bucht. Der Aufwand steigt um CHF 6,04 Mio. oder 17,7 % auf CHF 40,24 Mio. Der grösste Einzel-
posten stellt mit CHF 2,17 Mio. der Anstieg der Ablieferung in den Finanzausgleich dar. Die Ent-
schädigungen und Beiträge an den Kanton erhöhen sich insbesondere aufgrund des Anstiegs der 

Lohnanteile für Lehrpersonen und der Beiträge für Sonderschulen um gesamthaft CHF 1,95 Mio. 
Unter den Beiträgen an private Unternehmungen, die gesamthaft um CHF 0,7 Mio. ansteigen, wer-

den in erster Linie die Beiträge für die stationäre und ambulante Pflege verbucht. Die Beiträge an 
private Haushalte schliesslich steigen um CHF 1,36 Mio., wobei hier die Beiträge im Rahmen der 
gesetzlichen wirtschaftlichen Hilfe und der Ergänzungsleistungen, die Beiträge an Asylsuchende 

und die Subventionierung der familienergänzenden Betreuung die grössten Anteile darstellen. 
 

Das Gegenstück zum Transferaufwand bilden die Transfererträge. Diese steigen um CHF 2,07 
Mio. oder 23,7 % auf CHF 10,81 Mio. Die Entschädigungen des Bundes steigen infolge der gestie-
genen Aufnahmequote für Asylsuchende um CHF 0,65 Mio. Die Beiträge von Seiten des Kantons 

steigen um CHF 1,06 Mio. Die grössten Posten entfallen auf die Verbilligung der Krankenkassen-
prämien, den Kostenersatz im Rahmen der gesetzlichen wirtschaftlichen Hilfe sowie den Beitrag 

an den Unterhalt der Gemeindestrassen. 
 
Die planmässigen Abschreibungen inklusive Abschreibungen von Investitionsbeiträgen steigen um 

CHF 1,05 Mio., während die im Vorjahresbudget aufgenommenen ausserplanmässigen Abschrei-
bungen von CHF 1,68 Mio. entfallen. 
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Entwicklung nach Aufgabenbereichen 

Die Auswertung der Erfolgsrechnung nach Aufgabenbereichen (funktionale Gliederung) zeigt fol-
gendes Bild: Bis auf den Aufgabenbereich Kultur, Sport und Freizeit, wo der Nettoaufwand prak-

tisch stagniert, nimmt der Nettoaufwand in allen übrigen Bereichen teilweise stark zu. Der stärkste 
Anstieg ist im Bereich Bildung (+ CHF 2,32 Mio.) gefolgt von der Sozialen Sicherheit (+ CHF 0,99 

Mio.) und der Allgemeinen Verwaltung (+ CHF 0,81 Mio.) zu verzeichnen. Bezogen auf die prozen-
tuale Veränderung ebenfalls grosse Steigerungen sind in den Bereichen Gesundheit (+ CHF 0,38 
Mio.) sowie Umweltschutz und Raumordnung (+ CHF 0,32 Mio.) vorgesehen. Betragsmässig klei-

ner fallen die Steigerungen im Bereich Öffentliche Ordnung und Sicherheit (+ CHF 0,06 Mio.) so-
wie im Bereich Verkehr und Nachrichtenübermittlung (+ CHF 0,08 Mio.) aus. 

 
Die detaillierten Erläuterungen zur Erfolgsrechnung nach funktionaler Gliederung können dem 
Budgetbuch (Auszug Tabellen nachfolgend) entnommen werden. 

5 Investitionsrechnung 

Den Ausgaben für Investitionen im Verwaltungsvermögen von CHF 7,53 Mio. stehen Einnahmen 

von CHF 2,06 Mio. gegenüber, was zu Nettoinvestitionen von CHF 5,47 Mio. (Vorjahr CHF 15,45 
Mio.) führt. Die Investitionstätigkeit verlangsamt sich vorübergehend durch den vorzeitigen Ab-
bruch des Loorenprojekts, welchem die Gemeindeversammlung im Juni 2023 zugestimmt hat, so-

wie durch die Überarbeitungsphase beim Bevölkerungsschutzgebäude. Neue grössere Projekte im 
Hochbau sind noch nicht ausführungsreif. Die Investitionen entstammen damit primär dem Bereich 

Tiefbau, wo CHF 2 Mio. für Strassen, CHF 1,12 für den Bereich der Wasserversorgung, CHF 1,75 
Mio. für die Abwasserbeseitigung und CHF 0,3 Mio. für Gewässer eingesetzt sind. Die budgetier-
ten Ausgaben für Investitionen im Finanzvermögen belaufen sich auf CHF 0,32 Mio. 

 
Kreditgenehmigung gemäss Artikel 16 Absatz 2 der Gemeindeordnung 

Gemäss Art. 16 Abs. 2 der Gemeindeordnung Maur bewilligt die Gemeindeversammlung mit dem 
Budget neue einmalige Ausgaben bis CHF 600'000 und bis CHF 100'000 wiederkehrend für einen 

bestimmten Zweck. Die Kreditbewilligung erfolgt ohne besonderen Beschluss. Im Bericht zum 
Budget sind solche Kredite auszuweisen und zu begründen. 
 

Die Wasserversorgung Maur plant über die nächsten drei Jahre den Ersatz aller Wasserzähler im 
Versorgungsgebiet. Neu werden dem Stand der Technik entsprechende Wasserzähler installiert, 

welche die Funkauslesung möglich machen. Eine Auswertung aller Wasseruhren im heutigen Be-
stand hat gezeigt, dass der Systemwechsel zu einem guten Zeitpunkt kommt. Ein Grossteil der 
heute in Betrieb stehenden Wasserzähler ist in den nächsten Jahren aufgrund der Einsatzdauer 

turnusgemäss zu ersetzen. 
 

Durch das neue Ablesesystem können die Zählerstände effizienter und umfassender für die Ver-
rechnung übernommen werden. Aufwändige Arbeiten für die Verarbeitung von Ablesekarten entfal-
len. Die Funkauslesung erfolgt von der Strasse her mittels Auslesefahrten einmal jährlich. Das 

Auslesen von weiteren Daten erfolgt nur bei Bedarf und im Auftrag bzw. mit ausdrücklicher Geneh-
migung der Eigentümerschaft. Falls einzelne Verbraucher keine Funkauslesung wünschen, kann 

gegen Bezahlung einer Bearbeitungsgebühr der Zählerstand weiterhin auf konventionellem Weg 
erhoben werden. 
 

Die Gesamtkosten von CHF 594'000 teilen sich auf in die Kosten für die Lieferung der Wasserzäh-
ler von CHF 352'000 und die Kosten für deren Installation von CHF 242'000. Im Budget 2024 ist in 

der Investitionsrechnung ein Betrag von CHF 120'000 (INV00306) und in der Erfolgsrechnung ein 
Betrag von CHF 80'000 (Konto 7101.3130.01) enthalten. Die weiteren erforderlichen Tranchen 
werden in die Budgets 2025 und 2026 aufgenommen." 

6 Finanzierung 

Die Gesamtinvestitionen von netto CHF 5,47 Mio. können durch den Cashflow von CHF 3,03 Mio. 

zu 55 % selbst finanziert werden. Im Budget 2024 resultiert ein Finanzierungsfehlbetrag von 
CHF 2,44 Mio.  
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7 Bilanz 

Ausgehend von einem Bilanzüberschuss von rund CHF 212 Mio. per Ende 2022 sinkt dieser ge-
mäss überarbeiteter Finanz- und Aufgabenplanung per Ende 2024 auf CHF 205 Mio. Das Netto-

vermögen bleibt im gleichen Zeitraum auf dem Niveau von etwa CHF 85 Mio. konstant, da sich die 
prognostizierten Cashflows und Nettoinvestitionen gesamthaft die Waage halten.  

8 Finanz- und Aufgabenplanung 

Der überarbeitete Finanz- und Aufgabenplan zeigt auf, dass die finanzpolitischen Zielsetzungen 
mittelfristig, d.h. zum Ende der fünfjährigen Planungsperiode, eingehalten werden können. Es ist 

dabei zu berücksichtigen, dass in der Prognose der Erfolgsrechnung ein Anstieg des Cashflows 
von CHF 3,03 Mio. im Budget 2024 auf CHF 6,2 Mio. im Planjahr 2025 eingesetzt ist, der grössten-

teils im Rückgang von Aufwandpositionen begründet liegt und auf der stabilen Entwicklung der 
Steuererträge auf hohem Niveau fusst. Das Nettovermögen sinkt per Ende 2027 auf CHF 49 Mio. 
und tritt damit in den Zielkorridor von CHF 10 bis 50 Mio. ein. Die langfristige Verschuldung liegt 

mit CHF 11 Mio. per Ende 2027 nur wenig über dem aktuellen Wert. 
 

In der Langfristplanung ist auch weiterhin das Cashflowziel von CHF 9 Mio. jährlich eingesetzt. 
Dadurch können zum Ende der fünfzehnjährigen Planungsperiode trotz überdurchschnittlichem In-
vestitionsvolumen von CHF 187,7 Mio. die finanzpolitischen Ziele eingehalten werden. Die ge-

setzte Verschuldungsgrenze von CHF 45 Mio. wird jedoch zeitweise deutlich überschritten. Schul-
pflege und Gemeinderat setzen sich bereits mit den Herausforderungen auseinander und werden 

nach Vorliegen der Planungs- und Entscheidungsgrundlagen eine Priorisierung der Vorhaben vor-
nehmen, um den geplanten Vermögensabbau verantwortungsvoll zu steuern. 

9 Schlusswort des Gemeinderats 

Für die Festsetzung des Budgets ist gemäss Artikel 16 Absatz 1 Ziffer 1 der Gemeindeordnung die 
Gemeindeversammlung zuständig. Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmberechtigten, das 

Budget 2024 mit einem Steuerfuss von 85 % (bisher 85 %) zu genehmigen. 

10 Budget 2024 in Grafiken 

Steuern des Rechnungsjahrs (Steuerfuss 82 % bis 2013, 87 % ab 2014, 85 % ab 2023) 
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Steuern früherer Jahre 

 
 
 

Total Gemeindesteuern – Abschöpfung Finanzausgleich – Nettosteuerertrag  

 
 
 

Grundstückgewinnsteuern 

 
R Rechnung / B Budget / H Hochrechnung 
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Nettoaufwand Hauptaufgabenbereiche 

 
Nettoaufwand Aufgabenbereiche Bildung 
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Finanz- und Aufgabenplan 2023 – 2027/2037 
 
Entwicklung Nettovermögen und Verschuldung 
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2 Genehmigung Parkierungskonzept 

1 Antrag des Gemeinderats 

Der Neuordnung der Parkierung im Gemeindegebiet bestehend aus 
– der neuen Parkierungsverordnung, 
– dem revidierten Art. 48 der Gebührenverordnung vom 1. Januar 2018 und 

– dem revidierten Art. 13 der Polizeiverordnung vom 10. Dezember 2012 
wird zugestimmt. 

2 Antrag der Rechnungsprüfungskommission 

Die Rechnungsprüfungskommission hat die Vorlage zur Neuordnung der Parkierung aus finanzpo-
litischer Sicht geprüft. Die finanziellen Auswirkungen bei einer Annahme sind überschaubar, es er-

geben sich für das kommende Jahr 2024 einmalige Investitionskosten von CHF 50'000, zusätzli-
che jährliche Kosten sind keine geplant. Die jährlichen Einnahmen werden gemäss Annahmen 

eins externen Planungsbüros auf CHF 60'000 geschätzt, womit im ersten Jahr 2024 von einem 
Nettoertrag von CHF 10'000 und in den Folgejahren von einem Nettoertrag von CHF 60'000 aus-
gegangen werden kann. 

 
Die RPK schätzt das finanzielle Risiko dieser Vorlage als gering ein, die Investitionen können rea-

listisch geschätzt werden, einzig bei den monatlichen Einnahmen muss man sich auf eine An-
nahme stützen.  
 

Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, den Antrag zur Neu-
ordnung der Parkierung in der Gemeinde Maur zu genehmigen. 

3 Das Wesentliche in Kürze 

– In der Gemeinde Maur fehlt ein einheitliches Parkierungsregime. Dies führt oft dazu, dass Fahr-

zeuglenker ihre Fahrzeuge an ungünstigen Lagen, wie zum Beispiel in Kurven oder Verzwei-
gungsbereichen, vor Garageneinfahrten oder in unmittelbarer Nähe zu Privatparkplätzen parkie-
ren. Zudem werden die vorhandenen Abstellplätze oftmals durch ortsfremde Fahrzeuge (z.B. 

von Pendlern) belegt. 
– Für die Legislaturperiode 2018 bis 2022 setzte sich der Gemeinderat darum unter anderem das 

Ziel, ein Parkplatzregime zu erstellen und einzuführen. Mit einem Parkierungskonzept soll flä-
chendeckend für das ganze Gemeindegebiet ein einheitlicher rechtlicher Rahmen geschaffen 
und ortsfremdes Parkieren vermieden werden, ohne dabei aber das Gewerbe einzuschränken. 

Für die Quartierbevölkerung und die Vereine sollen freie Parkierungsmöglichkeiten bzw. ausrei-
chend Parkierungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen.  

– Mit Beschluss vom 16. Mai 2022 genehmigte der Gemeinderat ein entsprechendes Parkie-
rungskonzept, ein Parkierungsreglement und die dazugehörigen Ausführungsbestimmungen. 
Zwei dagegen erhobene Rekurse wurden vom Statthalter des Bezirks Uster gutgeheissen. Die-

ser kam zum Ergebnis, dass das Einführen eines Parkierungsreglements als wichtiger Rechts-
satz und in Abänderung der bisherigen Gebührenverordnung von der Gemeindeversammlung 

zu verabschieden sei. Der Gemeinderat hat diesen Entscheid akzeptiert und unterbreitet der 
Gemeindeversammlung vom 11. Dezember 2023 nun einen entsprechenden Antrag. 

4 Ausgangslage 

In der Gemeinde Maur fehlt ein einheitliches Parkierungsregime. Es sind öffentliche gebühren-
pflichtige Parkplätze vorhanden. Andere wiederum sind kostenlos und mit einer begrenzten Park-

zeit hinterlegt. Im Weiteren sind in einzelnen Quartieren weisse Parkfelder markiert, auf denen bis 
zu maximal 72 Stunden parkiert werden darf. Auf vielen Strassen jedoch besteht weder eine Sig-
nalisation noch eine Markierung. In diesen Gebieten darf, gestützt auf Art. 13 Abs. 5 der Polizeiver-

ordnung der Gemeinde Maur, ebenfalls für maximal 72 Stunden parkiert werden. Die fehlenden 
Markierungen führen oft dazu, dass Fahrzeuglenker ihre Fahrzeuge an ungünstigen Lagen, wie 

zum Beispiel in Kurven oder Verzweigungsbereichen, vor Garageneinfahrten oder in unmittelbarer 
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Nähe zu Privatparkplätzen parkieren. Zudem werden die vorhandenen Abstellplätze oftmals durch 

ortsfremde Fahrzeuge (z.B. von Pendlern) belegt. 
 

Für die Legislaturperiode 2018 bis 2022 setzte sich der Gemeinderat darum unter anderem das 
Ziel, ein Parkplatzregime zu erstellen und einzuführen. Mit Beschluss vom 15. Juni 2021 sprach 

sich der Gemeinderat in einem ersten Schritt bezüglich des Parkregimes für die Einführung der 
Gebührenpflicht in Form von Tages-, Monats- und Jahresparkkarte, inklusive eines Parkierungs-
reglements mit den dazugehörigen Ausführungsbestimmungen aus.  

 
Ziel des Parkplatzregimes ist es, flächendeckend für das ganze Gemeindegebiet einen einheitli-

chen rechtlichen Rahmen zu schaffen und ortsfremdes Parkieren zu vermeiden, ohne dabei das 
Gewerbe einzuschränken. Für die Quartierbevölkerung und die Vereine sollen freie Parkierungs-
möglichkeiten bzw. ausreichend Parkierungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Zudem soll 

durch die Einführung von Parkverbotszonen mit weiss markierten Parkfeldern der Schilderwald ab-
gebaut werden, wodurch insgesamt über 80 Parkverbotstafeln entfernt werden können. 

 
Mit Beschluss vom 16. Mai 2022 genehmigte der Gemeinderat das Parkierungskonzept, das Par-
kierungsreglement und die dazugehörigen Ausführungsbestimmungen. Zwei dagegen erhobene 

Rekurse führten zur Aufhebung dieses Gemeinderatsbeschlusses durch den Statthalter des Bezir-
kes Uster. Dieser kam zum Ergebnis, dass das Einführen eines Parkierungsreglements als wichti-

ger Rechtssatz und in Abänderung der bisherigen Gebührenverordnung von der Gemeindever-
sammlung zu verabschieden sei. Der Gemeinderat hat diesen Entscheid akzeptiert und unterbrei-
tet nun der Gemeindeversammlung eine entsprechende Vorlage. 

 
Die vorliegende Parkierungsverordnung (ParkVo) gemäss Ziffer 5 regelt die Grundzüge des 

Parkplatzregimes (Art. 2 ParkVo). 
 

– Zur zeitlichen Beschränkung des Parkierens werden Parkverbotszonen mit weiss markierten 
Parkfeldern und Parkierungsanlagen vorgesehen (Art. 3 ParkVo). 

– In den Parkverbotszonen wird das Parkieren ausserhalb der markierten Parkfelder verboten, 

innerhalb dieser Parkfelder zeitlich beschränkt (Art. 4 ParkVo). Gleichzeitig wird damit verhin-
dert, dass Fahrzeuge (ausserhalb der markierten Parkfelder) an ungünstigen oder gefährlichen 

Lagen abgestellt werden. 
– Die zulässige Parkdauer beträgt in der Regel vier Stunden (Art. 7 Abs. 3 ParkVo). Auf den Par-

kierungsanlagen der Gemeinde (Art. 1 Abs. 2 Parkplatzreglement) kann auf eine Parkzeitbe-

schränkung verzichtet werden (Art. 4 ParkVo). 
– Mit einer Parkkarte hingegen ist eine zeitlich unbeschränkte Nutzung möglich (Art. 6 ParkVo). 

Bezugsberechtigt für eine solche Parkkarte sind die Einwohnerinnen und Einwohner der Ge-
meinde und die Gewerbetreibenden (Art. 5 ParkVo). 

– Der Rahmen für die Gebühren (Art. 7 Abs. 1 und 2 ParkVo) richtet sich nach dem heutigen Art. 

48 der Gebührenverordnung der Gemeinde. 
– Um eine Fremdvermietung (Art. 2 Abs. 3 ParkVo) wirkungsvoll zu verhindern, wird dafür ein 

Mindestbussenbetrag festgesetzt (Art. 10 Abs. 2 ParkVo). 
 
Der Gemeinderat beabsichtigt den Erlass von Ausführungsbestimmungen zur Parkierungsverord-

nung in einem Parkierungsreglement (ParkR, siehe dazu auch Ziffer 8). Die Parkgebühr von 
CHF 1 pro Stunde (Art. 1 ParkR) wird dem heutigen Ansatz gemäss Art. 79 des Gebührentarifs 

entsprechen. Bei den Parkkarten ergibt ein Blick auf die Reglung in den umliegenden Gemeinden 
folgendes Bild: 
 

Vergleich Tag Monat Jahr 

Fällanden CHF 7 CHF 50 CHF 600 

Greifensee CHF 10 CHF 45 CHF 450 

Küsnacht CHF 10 CHF 30 -- 

Zollikon CHF 12 CHF 20 CHF 200 
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Bei dieser Ausgangslage sollen die Gebühren für die Parkkarte «Badi» moderat angehoben wer-

den (CHF 200 pro Jahr; Art. 3 Abs. 3 ParkR), die Gebühren für die übrigen Parkarten auf dem Ni-
veau der anderen Gemeinden festgesetzt werden (CHF 6 pro Tag, CHF 40 pro Monat, CHF 400 

pro Jahr; Art. 3 Abs. 1 ParkR).  
 

Mit der Umsetzung des Parkplatzregimes fallen Investitionskosten von schätzungsweise 
CHF 50’000 für die Markierungen und Signalisationen an. Die jährlichen Ausgaben werden unge-
fähr im gleichen Rahmen bestehen bleiben wie bis anhin und umfassen den Kontroll- und Admi-

nistrationsaufwand, die Betriebskosten für die Software, den Unterhalt der Signalisationen und 
Markierungen sowie das Monitoring/Controlling der Auslastung der Parkfelder. Die zu erwartenden 

Ausgaben liegen innerhalb der Finanzbefugnis des Gemeinderats. Die jährlichen Einnahmen wer-
den auf CHF 65'000 geschätzt und basieren auf Annahmen eines externen Planungsbüros (ge-
stützt auf dessen Überprüfung des Parkraums und Erfahrungswerte).  

 
Sobald die gesetzlichen Grundlagen für das Parkierungskonzept bestehen und die Bewilligungen 

für die Signalisationen und Markierungen der verkehrstechnischen Abteilung der Kantonspolizei 
vorliegen, wird die Umsetzung des neuen Parkierungskonzepts laufend über das ganze Gemein-
degebiet erfolgen. Die Information für die betroffenen Ortsteile über die beschlossenen Verkehrs-

anordnungen, die Inkraftsetzung sowie die damit verbundenen Arbeiten erfolgt frühzeitig in der 
Maurmer Post sowie auf der Webseite der Gemeinde Maur.  

5 Neuerlass der Parkierungsverordnung per 1. Januar 2024 

Parkierungssystem 

Art. 1 

Die Gemeinde erlässt gestützt auf Art. 3 Abs. 4 Strassenverkehrsgesetz 
die nachfolgende Verordnung über das Parkieren auf dem öffentlichen 

Grund und auf den Liegenschaften im Eigentum der Gemeinde. Dieser 
Verordnung gehen anwendbare Bestimmungen in übergeordneten Erlas-

sen, insbesondere der Strassenverkehrsgesetzgebung vor. 
 

Grundsatz 

Art. 2  
1 Diese Verordnung regelt das Abstellen von motorisierten Fahrzeugen auf 
dem öffentlichen Grund und auf den Liegenschaften im Eigentum der Ge-

meinde. Ausgenommen sind Motorräder, Motorfahrräder und dergleichen 
gemäss Signalisationsverordnung sowie Fahrzeuge, die aufgrund ihrer 
Ausmasse ein Parkfeld in der Länge oder in der Breite überstellen (z.B. 

PW mit Anhänger, einzelne Anhänger). Geregelt werden die Grundsätze 
betreffend: 

– die Berechtigungen zum Parkieren auf dem öffentlichen Grund und 
den öffentlich zugänglichen Parzellen 

– die örtlichen Einschränkungen 

– die zeitlichen Einschränkungen 
– die Gebührenpflicht 

2 Die Parkierungssysteme und die Berechtigungen entbinden nicht von der 
Pflicht, Verkehrsbeschränkungen bei Baustellen, Festanlässen, Schnee-
räumung usw. zu beachten. 
3 Das Abstellen von Fahrzeugen für Dritte gegen Entgelt ist verboten. 
 

Gegenstand 

Art. 3  

Es gelangen folgende Parkierungssysteme zur zeitlichen Beschränkung 
des Parkierens zur Anwendung: 

– Parkverbotszonen mit weiss markierten Parkfeldern 
– Parkierungsanlagen 

 

Parkierungssysteme 
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Art. 4 
1 In der Parkverbotszone mit weiss markierten Parkfeldern ist das Abstel-
len von leichten Motorwagen mit einer Parkscheibe (gleiche Parkscheibe 

wie in der blauen Zone) zeitlich beschränkt zulässig. Die Parkverbotszo-
nen werden unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse festgesetzt. 
2 Die maximal zulässige Parkdauer in der Parkverbotszone mit weiss mar-
kierten Parkfeldern und auf den Parkierungsanlagen wird vor Ort beim Zo-
neneingang resp. der Zufahrt zur Parkierungsanlage mit einer Signalisati-

onstafel signalisiert. Nach Ablauf der zulässigen Parkzeit muss das Fahr-
zeug weggefahren werden. Die weitere Belegung ist nicht gestattet. 

 

Parkverbotszonen und 

Parkierungsanlagen 

Parkkarte 

Art. 5 
1 Berechtigt für den Bezug einer Parkkarte sind: 
– Einwohner/innen der Gemeinde (Wochenaufenthalter werden gleich-

gestellt) 
– Einwohner/innen mit einem Firmenfahrzeug (Firmensitz nicht in der 

Gemeinde Maur) 

– Gewerbebetriebe und Handwerker, die ihren Firmensitz oder eine 
Niederlassung in der Gemeinde haben und auf ihre eigene Firma 

Fahrzeuge eingelöst haben 
– Mitarbeiter in örtlichen und externen Gewerbebetrieben mit einem 

aktuellen gewerblichen Bezug zu der Gemeinde 

– Besucher/innen für gelegentliches tageweises Parkieren (nur Tages-
karte) 

2 Bezugsberechtigt für eine Jahresparkkarte «Badi» sind Inhaber/innen ei-
nes Fischereipatents, Mieter/innen eines Bootsplatzes in der Gemeinde 

Maur sowie Besucher/innen mit einem Saisonabonnements für die «Badi» 
Maur.  
3 Bewilligungen können ohne Entschädigung für eine bestimmte Zeit oder 

dauerhaft entzogen werden, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung 
nicht oder nicht mehr bestehen oder wenn die Parkkarte missbräuchlich 

verwendet worden ist (z.B. durch auswärtige Berufspendler). 
 

Berechtigung zum Er-

werb einer Parkkarte 

Art. 6 
1 Die Parkkarte ist auf allen dafür vorgesehenen Parkierungsanlagen und 
weiss markierten Parkfeldern in der Gemeinde gültig und berechtigt zur 

zeitlich unbeschränkten Nutzung. Parkkarten berechtigen nicht zur Benut-
zung eines bestimmten Parkfeldes oder Strassenabschnitts. 
2 Parkkarten werden nur für leichte Motorwagen ausgestellt. Für Schwere 

Motorwagen (über 3.50 t), oder für Fahrzeuge, die aufgrund ihrer Dimen-
sion ein Parkfeld überragen, wird keine Parkkarte ausgestellt. 

Wirkung der Parkkarte 

Gebühren und Parkzeitbeschränkungen 

Art. 7 
1 Für das Parkieren werden marktübliche Gebühren unter Berücksichti-

gung der Zeit der Beanspruchung erhoben. 
2 Bezugsberechtigten werden Parkkarten gegen eine pauschale Gebühr 

ausgestellt.  
3 Für weisse Parkfelder wird die zulässige Parkdauer in der Regel tags-
über, von Montag bis Samstag auf 4 Stunden beschränkt. Für Parkie-

rungsanlagen kann auf eine zeitliche Beschränkung verzichtet werden. 
4 Der Gemeinderat setzt die Gebühren und die maximale Parkdauer im 

Reglement zu dieser Verordnung fest. Er ist ermächtigt, die Gebühren und 

Festsetzung von Gebüh-
ren und Parkzeitbe-

schränkungen 
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die Parkdauer periodisch zu überprüfen und an veränderte Verhältnisse 

anzupassen. 
 

Art. 8 

Die Gebühren fliessen in die allgemeine Finanzrechnung der Gemeinde. 

 
Verwendung der 

Gebühren 

Schlussbestimmungen 

Art. 9 

Der Gemeinderat ist für den Erlass von Ausführungsbestimmungen (Par-
kierungsreglement) und den übrigen Vollzug dieser Verordnung zuständig. 

Vollzug 

Art. 10 
1 Wer vorsätzlich oder fahrlässig die Bestimmungen dieser Verordnung 

verletzt oder darauf gestützte Anordnungen missachtet, wird mit Busse 
bestraft. Vorbehalten bleibt die Anwendung der kantonalen oder eidgenös-
sischen Strafbestimmungen, insbesondere eine Bestrafung nach den ein-

schlägigen Bestimmungen des Strassenverkehrsgesetzes. 
2 Zuwiderhandlungen gegen Art. 2 Abs. 3 dieser Verordnung werden mit 

einer Busse von mindestens CHF 300 bestraft.  
 

Zuwiderhandlungen 

Art. 11 

Diese Verordnung tritt auf den vom Gemeinderat bestimmten Zeitpunkt in 
Kraft.  

 

Inkrafttreten 

6 Teilrevision der Gebührenverordnung vom 1. Januar 2018 

Da der Gebührenrahmen neu in der Parkierungsverordnung (Art. 7 Abs. 1 und 2 ParkVo) festge-
legt wird, kann in der Gebührenverordnung der Gemeinde unter Art. 48 neu auf die Parkierungs-
verordnung verwiesen werden. Dieses Vorgehen entspricht der Regelung in anderen Sachberei-

chen, z.B. bezüglich Wasser und Abwasser (Art. 66 und 67 der Gebührenverordnung der Ge-
meinde).  

 
Demzufolge wird die Gebührenverordnung der Gemeinde Maur vom 1. Januar 2018 wie folgt ge-
ändert (Ersatz von Art. 48 Abs. 1 und 2 Gebührenverordnung):  

 
Art. Formulierung heute Formulierung neu (in rot) 

48 Parkiergebühren  
1 Für das Parkieren auf den gemeindeei-
genen gebührenpflichtigen Parkplätzen 

werden marktübliche Gebühren unter Be-
rücksichtigung der Zeit der Beanspru-

chung erhoben. 
2 Bezugsberechtigten werden Jahres-
parkkarten gegen eine pauschale Ge-

bühr ausgestellt. Die Bezugsberechti-
gung wird im Gebührentarif näher um-

schrieben. 

Parkiergebühren  

Die Gebühren für das Parkieren auf dem öf-
fentlichen Grund und auf den Liegenschaf-

ten im Eigentum der Gemeinde werden ge-
stützt auf die Parkierungsverordnung der 

Gemeinde Maur erhoben.  

7 Teilrevision der Polizeiverordnung vom 10. Dezember 2012 

Da sich in der Polizeiverordnung der Gemeinde unter Art. 13 auch Vorschriften über das Abstellen 
von Fahrzeugen finden, ist klarzustellen, dass die Parkierungsverordnung der Grundsatzregelung 

in der Polizeiverordnung vorgeht. Die Polizeiverordnung der Gemeinde Maur vom 10. Dezember 
2012 wird infolgedessen mit einem neuen Absatz 6 ergänzt: 
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Art. Formulierung heute Formulierung neu (in rot) 

13 Benützung des öffentlichen Grundes 
und der öffentlichen Sachen 
1 Der öffentliche Grund und öffentliche 
Sachen dürfen nicht unbefugter Weise o-

der entgegen ihrer Zweckbestimmung o-
der über den Gemeingebrauch hinausge-
hend benützt werden. 
2 Die nicht bestimmungsgemässe oder 
über den Gemeingebrauch hinausge-

hende Benützung des öffentlichen Grun-
des, einschliesslich des darunter liegen-
den Erdreichs und des darüber liegen-

den Luftraumes, sowie von öffentlichen 
Sachen, ist nur mit Bewilligung des Res-

sorts Sicherheit erlaubt und kann mit ei-
ner Gebühr belegt werden. 

Dies gilt insbesondere für: 

– die Durchführung von Kundgebungen, 
Umzüge, Festanlässe, Schaustellun-

gen etc. 
– das Aufstellen von mobilen Informa-

tions- und Werbeeinrichtungen 

– das Anbieten von Waren und Dienst-
leistungen 

– das Verteilen von kommerziellen Flug-
blättern, Programmen, Reklamezet-

teln und dergleichen 
– das Anwerben für Dienstleistungen 

von oder den Beitritt zu ideellen Orga-

nisationen 
– das Aufführen von Darbietungen aller 

Art (zum Beispiel Strassenmusik) 
– das Aufstellen von Mulden und Bauin-

stallationen 

– Strassensperrungen. 
 
3 Nicht kommerzielle und im öffentlichen 
Interesse stehende Veranstaltungen in 
der Landschaftsschutzzone (Greifensee) 

sind auf fünf pro Jahr limitiert und unter-
stehen dem Vorbehalt der kantonalen 

Bewilligung. Der Gemeinderat kann Aus-
nahmen bewilligen. 
4 Fahrzeuge, Anhänger und dergleichen 

dürfen ohne Bewilligung nicht länger als 
72 Stunden ununterbrochen auf öffentli-

chem Grund stehen gelassen werden. 
5 Signalisierte Parkzeitbeschränkungen 
bleiben vorbehalten. 

Benützung des öffentlichen Grundes und 
der öffentlichen Sachen 
1 Der öffentliche Grund und öffentliche Sa-
chen dürfen nicht unbefugter Weise oder 

entgegen ihrer Zweckbestimmung oder über 
den Gemeingebrauch hinausgehend be-
nützt werden. 
2 Die nicht bestimmungsgemässe oder über 
den Gemeingebrauch hinausgehende Be-

nützung des öffentlichen Grundes, ein-
schliesslich des darunter liegenden Erd-
reichs und des darüber liegenden Luftrau-

mes, sowie von öffentlichen Sachen, ist nur 
mit Bewilligung des Ressorts Sicherheit er-

laubt und kann mit einer Gebühr belegt wer-
den. 

Dies gilt insbesondere für: 

– die Durchführung von Kundgebungen, 
Umzüge, Festanlässe, Schaustellungen 

etc. 
– das Aufstellen von mobilen Informations- 

und Werbeeinrichtungen 

– das Anbieten von Waren und Dienstleis-
tungen 

– das Verteilen von kommerziellen Flug-
blättern, Programmen, Reklamezetteln 

und dergleichen 
– das Anwerben für Dienstleistungen von 

oder den Beitritt zu ideellen Organisatio-

nen 
– das Aufführen von Darbietungen aller Art 

(zum Beispiel Strassenmusik) 
– das Aufstellen von Mulden und Bauin-

stallationen 

– Strassensperrungen. 
 
3 Nicht kommerzielle und im öffentlichen In-
teresse stehende Veranstaltungen in der 
Landschaftsschutzzone (Greifensee) sind 

auf fünf pro Jahr limitiert und unterstehen 
dem Vorbehalt der kantonalen Bewilligung. 

Der Gemeinderat kann Ausnahmen bewilli-
gen. 
4 Fahrzeuge, Anhänger und dergleichen 

dürfen ohne Bewilligung nicht länger als 72 
Stunden ununterbrochen auf öffentlichem 

Grund stehen gelassen werden. 
5 Signalisierte Parkzeitbeschränkungen blei-
ben vorbehalten. 
6 Anderslautende Bestimmungen (z.B. Par-
kierungsverordnung) haben Vorrang. 
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8 Neuerlass Parkierungsreglement per 1. Januar 2024 

Sowohl das Parkierungsreglement gemäss dieser Ziffer 8 als auch der Gebührentarif gemäss 
nachfolgender Ziffer 9 müssen im Nachgang zur Gemeindeversammlung durch den Gemeinderat 

festgesetzt werden. Sie sind somit nicht Teil der Abstimmung an der Gemeindeversammlung vom 
11. Dezember 2023. Diese beiden Ausführungsbestimmungen werden hier aber aufgeführt, damit 

die Stimmbürgerschaft gesamthaft überblicken kann, was alles ändern soll. 
 
Wenn die vorerwähnten Ziffern 5-7 durch die Gemeindeversammlung genehmigt werden, erlässt 

der Gemeinderat darauf basierend das nachfolgende Parkierungsreglement. 
 

Art. 1 
1 Im Grundsatz gilt in der Gemeinde Maur für die weissen Parkfelder fol-
gende Parkzeitbeschränkung: 

– Montag bis Samstag von 07:00 bis 22:00 Uhr – Parkzeitbeschrän-
kung von 4 Stunden 

2 Ausnahme bilden die Parkierungsanlagen: 
– Parkplatz «Mühle» 

Täglich von 08:00 bis 19:00 Uhr – Gebührenpflicht von CHF 1 pro 

Stunde 
– Parkplatz «Badi» 

Täglich von 08:00 bis 19:00 Uhr – Gebührenpflicht von CHF 1 pro 
Stunde 

– Parkplatz «Kirche» 

Täglich von 08:00 bis 19:00 Uhr – Gebührenpflicht von CHF 1 pro 
Stunde 

  Keine Gebührenpflicht an sonntäglichen Gottesdiensten von 09:45 
 bis 12:00 Uhr und während Bestattungen 

– Parkplatz Looren/Schützenhaus Maur/Süessplatz 
Montag bis Samstag von 07:00 bis 22:00 Uhr – Parkzeitbeschrän-
kung von 6 Stunden  

 

Parkzeitbeschränkung 
und Gebühren für weisse 

Parkfelder 

Art. 2  

Der örtliche Geltungsbereich und die entsprechenden Signalisierungen 
und Markierungen richten sich nach den Parkierungskonzept-Plänen in 
den Anhängen zu diesem Reglement. 

 

Örtlicher Geltungsbereich 

Art. 3  
1 Die Gebühren der Parkkarten sind für die Berechtigten einheitlich festge-
legt und wie folgt festgesetzt: 

Berechtigte Tageskarte Monatskarte Jahreskarte 

Einwohnerschaft CHF 6 CHF 40 CHF 400 

Gewerbebetriebe CHF 6 CHF 40 CHF 400 

Externe Gewerbebetriebe CHF 6 CHF 40 CHF 400 

Besucher/innen CHF 6 Nicht verfügbar Nicht verfügbar 
2 Ausnahme bildet: 

– Parkplatz «Badi»: 
Die Gebühr der Jahresparkkarte für Inhaber/innen von Saisonabon-
nements der Badi Maur, Fischereipatenten oder Mietverträgen für ei-

nen Nass- oder Trockenbootsplatz beträgt CHF 200. 
 

Gebühren für die  
Parkkarte 
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Art. 4 
1 Die Gültigkeitsdauer der Parkkarten beträgt: 
– Tagesparkkarte: 24 Stunden ab dem Ausstellungszeitpunkt 

– Monatsparkkarte: ab gelöstem Tag einen Monat gültig1 
– Jahresparkkarten: ab gelöstem Tag ein Jahr gültig1 

2 Eine Parkkarte kann für zwei verschiedene Kontrollschildnummern ge-
bucht werden, aber nicht für zwei Fahrzeuge gleichzeitig benutzt werden. 
 

Gültigkeit der Parkkarten 

Art. 5 
1 Mit dem Erwerb und dem Gebrauch einer Parkkarte sind folgende Anfor-

derungen und Bedingungen zu berücksichtigen und zu befolgen: 
– auf der Parkkarte wird die Nummer des eingelösten Fahrzeugs ver-

merkt oder digital hinterlegt, 

– wenn die Parkkarte nicht digital hinterlegt wurde, ist sie gut sichtbar 
hinter der Frontscheibe anzubringen. 

2 Wer die Voraussetzungen für die Erteilung einer Parkkarte nach der Par-
kierungsverordnung nicht mehr erfüllt, ist verpflichtet, dies innert 14 Tagen 
der Gemeinde schriftlich zu melden.  

 

Benutzung der Parkkarte 

Art. 6 
1 Die Tages-/Monats- und Jahresparkkarten können über die App «Par-
kingpay» bezogen werden. Personen ohne Zugang zur App können sich 
bei der Gemeindeverwaltung, Abteilung Tiefbau und Sicherheit, melden 

und dort eine Parkkarte beziehen. 
2 Einmal bezogene Tages- oder Monatsparkkarten werden nicht zurück-

vergütet. 
3 Über die Erteilung von Ausnahmebewilligungen entscheidet der Gemein-

derat Maur. 
 

Bezug und Ausnahmebe-
willigungen 

Art. 7 

Dieses Reglement wird vom Gemeinderat in Kraft gesetzt. Auf den Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Reglements werden alle mit ihm in Wider-

spruch stehende Erlasse, Beschlüsse und Verfügungen aufgehoben.  

 

Inkraftsetzung 

 

Anhänge: 
1 Parkierungskonzept – Plan Aesch vom 30.08.2023 

2 Parkierungskonzept – Plan Binz vom 25.05.2022 
3 Parkierungskonzept – Plan Maur vom 30.08.2023 
4 Parkierungskonzept – Plan Ebmatingen vom 30.08.2023 

5 Parkierungskonzept – Plan Uessikon vom 28.01.2022 
 
 
 

  

                                                
1  Die Berechnung erfolgt analog Art. 77 Abs. 1 Ziff. 3 OR: Wenn die Frist nach Monaten oder einem mehrere Monate 

umfassenden Zeiträume (Jahr, halbes Jahr, Vierteljahr) bestimmt ist, [so fällt der Zeitpunkt des Ablaufs] auf denjeni-
gen Tag des letzten Monates, der durch seine Zahl dem Tage des Vertragsabschlusses entspricht, und, wenn dieser 
Tag in dem letzten Monate fehlt, auf den letzten Tag dieses Monates. 
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Parkierungskonzept – Plan Aesch vom 30.08.2023 
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Parkierungskonzept – Plan Binz vom 25.05.2022  
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Parkierungskonzept – Plan Maur vom 30.08.2023 
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Parkierungskonzept – Plan Ebmatingen vom 30.08.2023 
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Parkierungskonzept – Plan Uessikon vom 28.01.2022 
 

 
 
Die vorerwähnten Entwürfe der Projektpläne können zur besseren Lesbarkeit auf der Webseite der 

Gemeinde Maur oder bei der Gemeindeverwaltung eingesehen werden.  

9 Teilrevision des Gebührentarifs vom 1. Januar 2018 

Da die Gebühren neu im Parkierungsreglement festgelegt werden, kann im Gebührentarif der Ge-
meinde unter Art. 79 neu auf das Parkierungsreglement verwiesen werden. Dieses Vorgehen ent-
spricht der Regelung in anderen Sachbereichen, z.B. bezüglich Wasser und Abwasser (Art. 103 

und 104 des Gebührentarifs der Gemeinde).  
 

Demzufolge und sofern die vorerwähnten Ziffern 5 - 7 durch die Gemeindeversammlung geneh-
migt werden, revidiert der Gemeinderat den Gebührentarif vom 1. Januar 2018 wie folgt (Ersatz 
von Art. 79 Abs. 1 bis 3 mit neuer Formulierung): 

 
Art. Formulierung heute Formulierung neu (in rot) 

79 Parkierung 

Parkierung auf den gemeindeeigenen 

gebührenpflichtigen Parkplätzen 

pro Stunde  CHF 1 

Parkierung auf Parkplatz Badi Maur 

Jahresparkkarte  CHF 100 

Bezugsberechtigt für eine Jahrespark-

karte sind Inhaberinnen und Inhaber 
eines Fischereipatents, Mieter und 
Mieterinnen eines Bootsplatzes in der 

Gemeinde Maur sowie Besucherinnen 
und Besucher mit Jahresabonnement 

für die Badi Maur. 

Parkierung 

Die Gebühren im Bereich der Parkierung auf 

dem öffentlichen Grund und auf den Liegen-
schaften im Eigentum der Gemeinde richten 
sich nach dem Parkierungsreglement der Ge-

meinde Maur. 

https://www.maur.ch/politik-verwaltung/politik/gemeindeversammlungen/eventdetail.html/589/event/4422/eventdate/5321
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10 Schlusswort des Gemeinderats 

Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmberechtigten, der Neuordnung der Parkierung im Gemeinde-
gebiet - bestehend aus der neuen Parkierungsverordnung, dem revidierten Art. 48 der Gebühren-

verordnung sowie dem revidierten Art. 13 der Polizeiverordnung - zuzustimmen. 
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3 Einführung Schulassistenz 

1 Antrag der Schulpflege und des Gemeinderats 

1. In der Schule Maur werden Schulassistenzen zur Unterstützung des Lehrauftrags eingeführt. 
 

2. Die Schulpflege wird mit dem Vollzug beauftragt. 
 

Der Gemeinderat unterstützt diesen Antrag der Schulpflege und beantragt den Stimmberechtigten 
die Annahme der Vorlage. 

2 Antrag der Rechnungsprüfungskommission 

Die finanziellen Komponenten dieser Vorlage sind vom Gemeinderat klar dargelegt worden. Aus 
den Unterlagen ist zu entnehmen, dass die zusätzlichen Kosten (die bereits im Budget eingeplant 

worden sind) für die Aufstockung der Schulassistenzen sich auf CHF 265'000 belaufen. Die Be-
rechnung und Herleitung dazu sind plausibel und nachvollziehbar.  

 
Die RPK begrüsst es, dass diese Einführung mit einem moderaten Pensum pro Klasse gerechnet 
wird. So besteht die Möglichkeit, nach einer gewissen Zeit die bestehenden Pensen zu analysieren 

und bei Bedarf allenfalls anzupassen. 
 

Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, den Antrag zur Einfüh-
rung von Schulassistenzen zu genehmigen. 

3 Das Wesentliche in Kürze 

Die Aufgabenfelder der Lehrpersonen sind infolge veränderter Anforderungen und Erwartungen 
unserer Gesellschaft komplexer und anspruchsvoller geworden. Diesen gerecht zu werden, stellt 

die Schulen immer wieder vor neue Herausforderungen.  
 
In Klassen mit grossen Leistungs- und Verhaltensunterschieden ist es einer Klassenlehrperson 

auch bei hohem zeitlichem und emotionalem Aufwand oft nicht möglich, den Bedürfnissen aller 
Lernenden ihrer Klasse gerecht zu werden. Erfahrungen aus der Praxis und Ergebnisse aus der 

Forschung zeigen jedoch, dass der Lernerfolg massgeblich von der Beziehungsarbeit zwischen an 
der Schule beteiligten Personen und den Schulkindern abhängt.  
 

Damit sich insbesondere die Lehrpersonen verstärkt ihrem Kernauftrag widmen können, beantragt 
die Schulpflege der Gemeindeversammlung die Einführung der Schulassistenz zur Entlastung im 

Schulalltag. Diese Entlastung erfolgt in der Regel im Klassenunterricht.  
 

Die Schulpflege plant je Klasse 0.05 Vollzeiteinheiten (VZE) bzw. 5 Stellenprozente pro Klasse ein-
zusetzen. Bei aktuell 57 Klassen entspricht das einem Stellenplan von 2.85 VZE. 
 

Der Stellenplan wird im Hinblick auf das 2. Semester des Schuljahres 2023/24 eingerichtet. 
 

Für den Zeitraum vom 1. Februar bis 31. Dezember 2024 wurden die Kosten von CHF 265'000 in-
klusive Sozialleistungen im Budget 2024 eingestellt. 

4 Ausgangslage  

Die Schule Maur setzt bereits heute im Bereich der integrierten Sonderschulung in der Verantwor-
tung der Regelschule (ISR) und zur Entlastung von grossen bzw. belasteten Klassen Schulassis-

tenzen ein. Praktikant/innen werden an der Schule Maur im ersten Semester in den Kindergarten-
klassen eingesetzt. Durch die Verschiebung des Stichtages für den Schuleintritt sind die Kinder 
jünger und aufgrund der gesellschaftlichen Entwicklung oft weniger selbständig. In beiden Berei-

chen hat die Schule Maur sehr gute Erfahrungen gesammelt. 
 

Neu möchte die Schule Maur im Schulalltag grundsätzlich eine Entlastung durch Schulassistenzen 
schaffen. 
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Die Volksschule hat sich in den letzten Jahren massiv verändert. Mit der Einführung des Lehrpla-

nes 21 wird dieser Wandel verstärkt. Waren Lehrpersonen in der Vergangenheit oft Einzelkämp-
fer/innen im Klassenzimmer, so ist der Lehrberuf heute ausgesprochen teamorientiert. Zahlreiche 

Fachleute arbeiten eng zusammen, damit unsere Schülerinnen und Schüler gut gefördert werden: 
Klassenlehrpersonen, Fachlehrpersonen, Schulische Heilpädagoginnen etc.  

 
Die Bildungsdirektion des Kantons Zürich empfiehlt den Schulgemeinden dabei den Einsatz von 
Schulassistenzen. Das Bedürfnis an Schulassistenzen auf allen Schulstufen ist klar ausgewiesen. 

In einem sorgfältig erarbeiteten Konzept haben die Schulleitungskonferenz und die Schulpflege 
den Einsatz von Schulassistenzen geregelt und festgehalten. Das Konzept «Schulassistenzen» 

regelt die Rollen und Tätigkeiten. Es orientiert sich an den Empfehlungen und Vorgaben des 
Volksschulamtes des Kantons Zürich. Das Konzept wird von der Schulpflege im Anschluss an die 
Genehmigung durch die Gemeindeversammlung in Kraft gesetzt. 

 
In verschiedenen Gemeinden wurden die Schulassistenzen bereits flächendeckend eingeführt. 

Dies bedeutet für die Schule Maur aktuell einen Standortnachteil für die Rekrutierung neuer Perso-
nen für den Lehrberuf und schwächt die Bindung der aktuellen Lehrpersonen an die Schule Maur.  
 

In Maur wurde im Schuljahr 2020/21 ein Pilotprojekt «Praktikumsstellen zur Unterstützung der Kin-
dergartenklassen» gestartet und nach positiven Erfahrungen per Schuljahr 2022/23 definitiv einge-

führt. Dieses Modell soll aufgehoben und im Gegenzug Schulassistenzen als Massnahme zur Stär-
kung der Schulqualität auf allen Schulstufen eingeführt werden. 
 

Eine gute Schule ist heute ein wichtiger Entscheidungsfaktor für Familien, die einen attraktiven 
Wohnort suchen. Damit unsere Schule die hohe Qualität beibehalten kann, die sie heute auszeich-

net und gleichzeitig einen Unterricht bieten kann, der unsere Kinder möglichst optimal fordert und 
fördert, ist es aus Sicht der Schulpflege notwendig, Schulassistenzen auf allen Schulstufen in an-

gemessener Zahl einzuführen.  

5 Weshalb braucht es Schulassistenzen? 

Für die Einführung von Schulassistenzen zur Entlastung im Schulalltag sprechen folgende Gründe:  

– Der Lehrplan 21 verändert den Unterricht im Klassenzimmer auch weiterhin erheblich. Der Un-
terricht wird in Zukunft noch stärker als heute kompetenzorientiert, binnendifferenziert und indi-

vidualisiert gestaltet. Die Lehrpersonen und weiteren Fachleute sind gefordert, jedes Kind nach 
seinen persönlichen Stärken und Möglichkeiten zu unterrichten und zu fördern. Vor allem in 
grossen Klassen mit sehr unterschiedlichen Leistungsvoraussetzungen erfordert dies sehr viel 

Betreuungs-, Vorbereitungs- und Nachbereitungsaufwand. Von einer einzigen Person ist dieser 
Aufwand ohne Qualitätsverlust kaum zu leisten. Schulassistenzen können hier vor allem im Be-

treuungs- und Unterstützungsbereich einen überaus wertvollen Beitrag leisten, damit die hohen 
Ansprüche an den Unterricht erfüllt werden können.  

– Die Heterogenität der Klassen hat in den letzten Jahren stetig zugenommen und sie dürfte in 

Zukunft weiter zunehmen. Das hat verschiedene Gründe. Namentlich ist es das Ziel der Volks-
schule, Kinder mit besonderen Bedürfnissen, wenn immer möglich in die Regelklassen zu integ-

rieren. Kinder mit besonderen Bedürfnissen sind nicht nur solche, die starke Defizite aufweisen. 
Es sind beispielsweise auch Kinder, die nicht mit Deutsch als Erstsprache aufwachsen (im kan-
tonalen Schnitt mehr als 40 %) oder Kinder mit kleinerem Förderbedarf. Ein Teil der Förderung 

kann durch die heilpädagogischen Fachkräfte abgedeckt werden: Deutsch als Zweitsprache, 
schulische Heilpädagogik, Psychomotorik, Integrative Förderung, Schulsozialarbeit etc. Aber in 

weiten Teilen des Unterrichts sind die Lehrpersonen gleichwohl auf sich gestellt. Die Lehrper-
son muss entweder einen überdurchschnittlich grossen Teil an Unterrichtszeit den Kindern mit 
besonderen Bedürfnissen widmen und hat entsprechend weniger Kapazitäten für den Rest der 

Regelklasse oder umgekehrt. Beides ist herausfordernd und unbefriedigend. Schulassistenzen 
können einen wesentlichen Beitrag leisten, damit solche Situationen entschärft werden und alle 

Kinder das Mass an Aufmerksamkeit und individueller Förderung erhalten, das ihnen zusteht.  
– In der Volksschule benötigen die Lehrpersonen immer mehr Zeit für die soziale Integration der 

Schülerinnen und Schüler, in der Anleitung zur Arbeitsorganisation, der Planung von Aufträgen 
und Hausaufgaben etc. Das hängt auch damit zusammen, dass das Schuleintrittsalter gesenkt 
worden ist und Kinder heute bereits im Alter von vier Jahren in den Kindergarten eintreten. In 
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der Sekundarschule brauchen einige Schülerinnen und Schüler Unterstützung in der Planung, 

der Arbeitsorganisation sowie bei der Lehrstellensuche. Zudem benötigen Lehrpersonen «Auf-
sichtshilfe» bei Projekt- und Teamarbeiten.  

6 Was sind Schulassistenzen?  

Zahlreiche Gemeinden im Kanton Zürich arbeiten bereits auf allen Schulstufen erfolgreich mit 

Schulassistenzen. Es gibt verschiedene Formen von Schulassistenzen, die sich auch für unter-
schiedliche Einsatzschwerpunkte und Engagements eignen. Dabei erteilt aber immer die Lehrper-
son die schulischen Aufträge und trägt die Hauptverantwortung für die Klasse.  

Den Schulleitungen steht es frei, innerhalb des bewilligten und ihrer Schuleinheit zugewiesenen 
Stellenplans Schulassistenz, Praktikanten / Praktikantinnen oder Zivildienstleistende einzusetzen. 

Das Konzept Schulassistenzen an der Schule Maur ermöglicht einen flexiblen Einsatz aller dieser 
Formen. 
– Pädagogische Schulassistenzen: Pädagogische Schulassistenzen haben eine abgeschlossene 

Berufsbildung und Lebenserfahrung. Sie haben sich für den Beruf «Schulassistent/in» entschie-
den und die entsprechende Ausbildung absolviert, respektive sie zeigen die Bereitschaft, diese 

zu absolvieren. Sie können für vielfältige Aufgaben und in unterschiedlichen Klassen eingesetzt 
werden.  

– Praktikant/innen (Vorpraktikum vor Ausbildungsbeginn / Übergangspraktikum): Praktikanti/nnen 

streben in der Regel einen pädagogischen Beruf an und möchten erste Erfahrungen sammeln. 
Sie verfügen über eine abgeschlossene Berufslehre oder einen Mittelschulabschluss. Das Ein-

satzgebiet ist ähnlich, wie bei den pädagogischen Schulassistent/innen, durch die fehlende 
Ausbildung aber deutlich eingeschränkter.  

– Zivildienstleistende haben sich entschieden, ihren Zivildienst an einer Schule zu absolvieren. 

Das Einsatzgebiet ist breit: Sie unterstützen beispielsweise Lehrpersonen in anspruchsvollen 
Turnstunden, begleiten Klassen auf Ausflügen, helfen mit bei Projektarbeiten etc. Manche der 

Zivildienstleistenden streben an, nach dem Zivildienst die pädagogische Hochschule zu besu-
chen, um später den Lehrberuf auszuüben.  

 
Es muss betont werden: Schulassistenzen sind weder ausgebildete Lehrpersonen noch schulische 
Heilpädagogen/innen etc. Sie haben ausschliesslich eine unterstützende Funktion. Diese ist aber 

sowohl für die Schulklasse als auch für die Lehrperson und die ganze Schule von grossem Wert. 

7 Zielsetzungen 

Ein zielgerichteter Einsatz von Schulassistenzen unterstützt und entlastet Lehrpersonen in ihrer 
Tätigkeit und trägt damit zur hohen Unterrichtsqualität bei. Schulassistenzen betreuen und beglei-
ten Kinder und Jugendliche beim Lernen, beim Lösen von Aufgaben und als Ansprechpersonen.  

– Die Schülerinnen und Schüler werden durch Schulassistenzen in ihrem individuellen Lernen, 
Arbeiten, Planen und Organisieren unterstützt.  

– Schülerinnen und Schüler mit besonderen Bedürfnissen kann besser Rechnung getragen wer-
den.  

– Die Lehrperson erhält punktuelle Unterstützung in ihrer Arbeit mit Klassen, Schülergruppen  

oder einzelnen Schülerinnen und Schülern, bei schwierigen Klassenkonstellationen, bei Prob-
lemstellungen vielfältiger Art oder für spezielle Aufgabenbereiche und Projekte.  

– Die Schulleitung kann durch den gezielten Einsatz der Schulassistenzen schnell und pragma-
tisch auf anspruchsvolle Situationen reagieren.  

8 Schulassistenzen und Sonderpädagogik 

Durch den Einsatz von Schulassistenzen werden die Kosten für sonderpädagogische Massnah-
men nicht sinken. Die Schule Maur erhofft sich aber, dass durch den gezielten Einsatz von Schul-

assistenzen verschiedene angespannte Situationen effizient und kostengünstig gelöst werden kön-
nen und der Anstieg der sonderpädagogischen Kosten damit eingedämmt werden kann.  
 

Schülerinnen und Schüler mit einem grossen ausgewiesenen Förderbedarf, welche die Schule im 
Rahmen einer integrierten Sonderschulung in Maur besuchen, haben weiterhin gesetzlichen An-

spruch auf spezielle Einzelfalllösungen. Diese werden im vorliegenden Konzept nicht berücksich-
tigt. 
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9 Stellenplan 

Die Schulpflege wird je Klasse 0.05 Vollzeiteinheiten einrichten. Bei gegenwärtig 57 Klassen an 
der Schule Maur ergibt dies einen Stellenplan von 2.85 Vollzeiteinheiten. 

 
Anzahl Klassen Schuljahr 2023/24 
 

 Pünt Aesch Ebmatingen Binz Looren Total 

Zyklus 1 

1. und 2. Kindergarten, 1. und 2. Primarklasse 6 8  6 4 -  24 

Zyklus 2 

3. bis 6. Primarklasse 4 7  11 1 -    23 

Zyklus 3 

1. bis 3. Sekundarklasse - - -    -    10 10 

Total Klassen 10 15 17 5 10 57 

 
Zum optimalen Einsatz dieser Stellenprozente werden diese im Jahresarbeitszeitmodell während 

39 Schulwochen umgesetzt. 
Im Jahresarbeitszeitmodell entspricht dieser Stellenplan 135 Arbeitsstunden Schulassistenz für die 
ganze Schule Maur bzw. durchschnittlich 2:20 Stunden pro Schulklasse während den Schulwo-

chen. 

10 Kosten und Umfang der Schulassistenzen 

Der durchschnittliche Jahreslohn für ein 100 %-Pensum einer Schulassistenz liegt bei rund 
CHF 80'300. Bei 0.05 VZE pro Klasse und 57 Klassen fällt ein Personalaufwand inkl. Sozialleistun-
gen insgesamt CHF 290’901 pro Jahr an. 

 
Lohnaufwand für 2.85 VZE  CHF 228’855 

Sozialleistungen Arbeitgeber  CHF 62’046 
Total Personalaufwand pro Jahr  CHF 290’901 
 

Da der Stellenplan für die Praktikumsstellen im Kindergarten aufgehoben wird und dieser Perso-
nalaufwand von rund CHF 34'000 nicht mehr anfällt, beträgt der effektive Mehraufwand 

CHF 256'901 pro Jahr. 
 
Für Infrastruktur muss kein zusätzlicher Aufwand eingesetzt werden. Dieser kann mit dem regulä-

ren Schulbudget abgedeckt werden. 
  

Diese Kosten wurden vorsorglich in das Budget 2024 aufgenommen. 

11 Einsatz der Schulassistenzen und Qualitätssicherung 

Die Schulpflege legt den Stellenplan für Schulassistenzen im Rahmen ihrer Kompetenzen fest. 
 
Die Schulleitungskonferenz verwaltet den Stellenplan und weist die Ressourcen den einzelnen 

Schuleinheiten zu. 
 

Die Schulleitung teilt die Schulassistenzen den Klassen je nach individuellem Bedarf zu. 
 
Die Schulleitungen legen gegenüber der Schulpflege Rechenschaft darüber ab, wie die Schulas-

sistenzen eingesetzt werden und ob die angestrebten Ziele erreicht werden.  

12 Schlusswort der Schulpflege und des Gemeinderats  

Die gesammelten Erfahrungen mit den Praktikantinnen und Praktikanten auf der Kindergartenstufe 
sind durchwegs gut. Sie zeigen jedoch auch auf, dass es vergleichbare Unterstützungsangebote 
auf allen Stufen braucht und dies konstant über das ganze Schuljahr.  
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Insbesondere im Bereich der integrierten Sonderschulung in der Verantwortung der Regelschule 

(ISR) leisten die Schulassistenzen bereits einen wichtigen Beitrag für eine qualitativ hochstehende 
Schule, in der die Kinder möglichst optimal nach ihren individuellen Fähigkeiten und Bedürfnissen 

gefördert werden. Dieser Beitrag wird in Zukunft durch die Umsetzung des Lehrplanes 21 und die 
wachsende Heterogenität der Klassen markant wachsen. Deshalb soll der Einsatz von Schulassis-

tenzen auf allen Schulstufen ausgebaut werden. 
 
Die Vorteile sprechen für sich: 

– Durch den flexiblen Einsatz von Schulassistenzen lassen sich schwierige Situationen in Klassen 
rasch und niederschwellig entschärfen. 

– Festangestellte Assistenzen bedeuten eine konstante Unterstützung für die Schule Maur, wel-
che für den Aufbau der Beziehungsarbeit bedeutsam ist. 

– Schulassistenzen bedeuten eine Unterstützung aller Klassen und ihren Schülerinnen und Schü-

ler, unabhängig davon, ob besondere oder sonderpädagogische Bedürfnisse vorliegen.  
– Schulassistenzen beschränken sich nicht auf die Kindergartenstufen wie bisher, sondern stehen 

allen Klassen zur Verfügung. 
– Die Kontinuität bei den Schulassistenzen bedeutet eine einfachere Planung eines neuen Schul-

jahres. 

– Schulassistenzen sind Teil der Schuleinheiten. 
 

Schulpflege und Gemeinderat empfehlen der Stimmbürgerschaft, der Einführung der Schulassis-
tenzen zuzustimmen. 


